
Wirtschaft im Wandel 2/1997 7

kosten im Interesse einer höheren Beschäftigung
zu senken. Selbst wenn die neue Regelung in sämt-
liche Manteltarifverträge eingebettet würde, sind le-
diglich geringfügige Effekte am Arbeitsmarkt zu
erwarten. Die gesetzlich ermöglichte Absenkung
der Lohnfortzahlung kann deshalb nur ein erster
Schritt zur Verringerung der Arbeitskosten sein.
Ein nach-haltiger Beschäftigungsaufbau erfordert
eine stärkere Reduktion der Arbeitskosten. Maß-
nahmen zu deren Rückführung müssen nicht
zwangsläufig bei der Lohnfortzahlung ansetzen,

zumal andere Komponenten der Lohnnebenkosten
quantitativ wesent-lich stärker ins Gewicht fallen.
Dies betrifft insbesondere die Beiträge der Arbeit-
geber zur gesetzlichen Sozialversicherung sowie die
Aufwendungen, die aus der Erhöhung der Urlaubs-
tage resultieren. Diese haben seit den siebziger
Jahren ursächlich die Verteuerung des Faktors Ar-
beit bewirkt.

Christian Dreger (cdr@iwh.uni-halle.de)
Hans-Ulrich Brautzsch (bra@iwh.uni-halle.de)

Kommunale Zusammenarbeit in der Gewerbeflächenpolitik:
Potentielle Kooperationsvorteile und fiskalische Kooperationsbarrieren

Von Kommunen gemeinsam erschlossene und
betriebene Industrie- und Gewerbegebiete gelten
als Hoffnungsträger der regionalen Entwicklungs-
politik. Durch sie sollen regionale Ressourcen ef-
fizienter eingesetzt und damit zusätzliche Entwick-
lungspotentiale aktiviert werden. Interessant er-
scheint dieses Instrument vor allem für die neuen
Länder, die als wirtschaftlich rückständige Regio-
nen besonders auf einen effizienten Einsatz regio-
naler Ressourcen angewiesen sind. Mehr Zusam-
menarbeit in der Gewerbeflächenpolitik kann hier
insbesondere nicht effiziente Ergebnisse kommu-
naler Standortkonkurrenz kompensieren. Allerdings
entstehen durch Rahmenbedingungen des kommu-
nalen Steuer- und Transfersystems Kooperations-
barrieren, die vor allem im Stadt-Umland-Bereich
das Zustandekommen einer an sich sinnvollen Zu-
sammenarbeit verhindern können: Erstens kann
sich ein Verlust kommunaler Einnahmeautonomie
ergeben, wenn ein gemeinsam betriebenes Gewer-
begebiet die Harmonisierung der Realsteuerhebe-
sätze notwendig macht; zweitens kann interkom-
munale Zusammenarbeit zu einem unverhältnis-
mäßig hohen Rückgang von Schlüsselzuweisungen
aus dem Kommunalen Finanzausgleich führen,
wenn die Möglichkeit kommunaler Zusammenar-
beit im Finanzausgleichsgesetz nicht berücksich-
tigt ist. Es ist daher empfehlenswert, die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen entsprechend zu ändern.

In der regionalen Entwicklungspolitik wird zu-
nehmend auf die Kooperation von für die Regional-

entwicklung relevanten Akteuren gesetzt. Auf die-
se Weise sollen Wachstumsimpulse für eine Re-
gion nicht nur von außen – etwa durch Subventio-
nen – entstehen, sondern auch durch den effizienten
Einsatz regionaler Ressourcen ausgelöst werden.2

Neben Regionalen Entwicklungskonzepten und
„Public-Private-Partnerships“ in der Wirtschafts-
förderung liegt hier vor allem interkommunale Ko-
operation in der Gewerbeflächenpolitik im Trend.3

Von dieser verspricht man sich die Beendigung
ineffizienter „Bürgermeisterkonkurrenz“ im kom-
munalen Standortwettbewerb, eine bessere Ausnut-
zung intraregional gestreuter Finanz- und Verwal-
tungskraft sowie eine Minderung von Stadt-Um-
land-Problemen in regionalen Verdichtungsräumen.4

Was kann dieses Instrument für Ostdeutschland
leisten, und inwieweit besteht politischer Hand-

                                                     
2 Vgl. HEIMPOLD, G.; JUNKERNHEINRICH, M.: Regio-

nalisierung der Regionalpolitik – ein instrumenteller Hoff-
nungsträger?, in: IWH, Wirtschaft im Wandel, Heft 2/1995,
S. 7-12.

3 Für einen Überblick über die verschiedenen Kooperations-
formen vgl. KRIEGER, F.: Interkommunale Kooperation –
Gemeinsame Industrie- und Gewerbegebiete. ILS-Schrif-
ten 84. Dortmund 1994.

4 Vgl. INSTITUT FÜR LANDES- UND STADTENT-
WICKLUNGSFORSCHUNG DES LANDES NORD-
RHEIN-WESTFALEN (Hrsg.): Interkommunale Gewerbe-
gebiete (Neue Wege der regionalisierten Strukturpolitik).
ILS-Schriften 74. Dortmund 1994, sowie ERTEL, R.
(Hrsg.): Interkommunale Kooperation bei der Planung und
Entwicklung von Gewerbegebieten. NIW-Vortragsreihe 11,
Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung e.V.,
Hannover 1996.
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lungsbedarf, um die interkommunale Zusammen-
arbeit zu fördern?
Gewerbeflächenpolitik im standortpolitischen
Dilemma

Ausweisung, Erschließung und Vermarktung
von Gewerbeflächen stellen das wichtigste Instru-
ment im kommunalen Standortwettbewerb dar. Das
Ergebnis der kommunalen Standortkonkurrenz mit-
tels Gewerbeflächenpolitik ist jedoch nicht not-
wendigerweise effizient. Ursache hierfür ist ein
mögliches standortpolitisches Dilemma: Um neue
Unternehmen in einer Gemeinde anzusiedeln, ist es
notwendig, einen erschlossenen Flächenvorrat be-
reitzuhalten, da Unternehmen in ihre Standortent-
scheidungen nur weitgehend verfügbare Flächen
einbeziehen. Um sich zukünftige Entwicklungs-
möglichkeiten nicht zu verbauen, kann es für Kom-
munen rational sein, auch dann Flächen auszuwei-
sen und zu erschließen, wenn der potentielle Flä-
chenbedarf bereits durch das Angebot von Nach-
bargemeinden gedeckt ist. Die Folge wäre ein Flä-
chenüberangebot und ein daraus resultierender Sub-
ventionswettlauf, welcher vor allem in der Boden-
preispolitik seinen Ausdruck fände.5

Die aktuelle Gewerbeflächensituation in Ost-
deutschland weist auf die Existenz solcher Dilem-
masituationen hin.6 Die bisherige Gewerbeflächen-
politik der ostdeutschen Kommunen hat – vor al-
lem im ländlichen Raum – zu einem hohen Flä-
chenüberangebot geführt. Die erschlossenen Flä-
chen waren 1995 durchschnittlich mit 57,6 vH aus-
gelastet. In ländlichen Regionen liegen die Bele-
gungsquoten dabei häufig unter 40 vH.7 Lediglich
Großstädte in Wachstumsregionen können auf-
grund von Flächenengpässen nicht alle nachge-
fragten Funktionen bedienen.8

                                                     
5 Vgl. OECHSSLER, J.: The city vs. firm subsidy game, in:

Regional Science and Urban Economics Vol. 24, 1994,
S. 391-407.

6  Vgl. ICKS, A.: Kommunale Wirtschaftspolitik in den neuen
Bundesländern unter besonderer Berücksichtigung des
Gewerbeflächenmarktes. Schriften zur Mittelstandsfor-
schung 59 NF. Stuttgart 1994, S. 13-15 und 103-115, sowie
KÜHN, G.; FLOETING, H.: Kommunale Wirt-
schaftsförderung in Ostdeutschland. Difu-Beiträge zur
Stadtforschung 13. Berlin 1995, Kap. 6.1.

7 Belegungsquoten nach Angaben des Bundesministeriums
für Wirtschaft.

8 Vgl. ICKS, A., a.a.O., S. 103f. – KÜHN, G.; FLOETING,
H., a.a.O., Kap. 6.1. – CROW, K.; JUNKERNHEINRICH,

Durch das Überangebot erschlossener Flächen
werden – aufgrund zu hoher Flächenbevorratung
und durch den Unterhalt „beleuchteter Äcker“ –
unnötig Mittel gebunden, die für die Bereitstellung
anderer kommunaler Dienstleistungen nicht mehr
zur Verfügung stehen.9 Gleichzeitig können Groß-
städte aufgrund von Flächenengpässen bestehende
Entwicklungspotentiale nicht vollständig nutzen,
was zu einer Beschleunigung von Suburbanisie-
rungsprozessen führt.

Dies ist auch vor dem Hintergrund der hohen
Finanzhilfen für die Gewerbeflächenerschließung
unbefriedigend. Die Gewerbeflächenförderung macht
den relativ bedeutendsten Ausgabenteil der Infra-
strukturförderung durch die Gemeinschaftsaufgabe
zur „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ aus (vgl. Tabelle 1). Aufgrund der derzeitigen
Situation muß hier von einem nicht optimalen Ein-
satz der Fördermittel ausgegangen werden.10

Potentielle Kooperationsvorteile

In Anbetracht des aktuellen Flächenüberange-
botes bei gleichzeitigen Flächenengpäßen in wachs-
tumsstarken Großstädten ließe mehr zwischenge-
meindliche Zusammenarbeit folgende Vorteile er-
warten:
− Erstens können durch den gemeinsamen Unter-

halt bestehender Flächen – analog zu traditio-
nellen Kooperationsformen etwa in der Abwas-
serentsorgung und Abfallbeseitigung – positive
Skalenerträge erzielt werden. Dies ist insbeson-
dere aufgrund der geringen Verwaltungs- und
Finanzkraft der ostdeutschen Kommunen von
Bedeutung.11

                                                     
M.; MICOSATT, G.; SKOPP, R.: Strukturanalyse der
Wirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt. Halle 1997 (im
Druck), Kap. 2.1.2. – INSTITUT FÜR STRUKTURPO-
LITIK UND WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG (isw): Flä-
chenpotentiale und Verfügbarkeit im Bundesland Sachsen-
Anhalt, Halle 1995.

9  Viele Kommunen sind aufgrund der hohen Mittelbindung
durch nicht ausgelastete Gewerbeflächen bereits in die
Überschuldung geraten. Vgl. LANDESRECHNUNGSHOF
SACHSEN-ANHALT, 5. Jahresbericht 1996, Teil 1,
S. 120-130.

10 Vgl. LANDESRECHNUNGSHOF SACHSEN-ANHALT,
a.a.O., S. 122 f.

11 Die durchschnittliche Einwohnerzahl in Ostdeutschland
liegt mit 2.320 Personen je Gemeinde – trotz der Gebiets-
refom von 1993 – deutlich unter jener der alten Bundeslän-
der, wo die durchschnittliche Gemeinde 7.940 Einwohner
zählt. Annähernd die Hälfte aller Kommunen in den neuen
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− Zweitens kann Kooperation in regionalen Ver-
dichtungsräumen helfen, aus Suburbanisierungs-
prozessen entstehende Stadt-Umland-Probleme
zu verringern.12 So können Kernstädte durch
die Beteiligung an Flächen im Umlandbereich
fiskalisch von Suburbanisierungsprozessen pro-

                                                     
Bundesländern hat weniger als 500 Einwohner (alte Bun-
desländer: 18,6 vH). Entsprechend gering ist die Finanz-
kraft je Gemeinde. In Sachsen-Anhalt bspw. konnten 1994
50 vH aller Kommunen lediglich ein Brutto-Steuerauf-
kommen von nicht mehr 227.496 DM pro Kommune
(Durchschnitt: 693.828 DM) vereinnahmen. In Sachsen
liegt bei einer etwas günstigeren Größenstruktur das
Brutto-Steueraufkommen der unteren 50 vH 1994/95 bei
nicht mehr als 817.315 DM (Durchschnitt: 1,68 Mio.).

12 Vgl. MENSING, K.; ROHR, G. v.: Revitalisierung der In-
nenstädte durch interkommunale Kooperation, in: DSSW-
Schriften 13. Bonn 1996, und FRANZ, P.; JUNKERN-
HEINRICH, M.; LAMMERS, K. u.a.: Suburbanisierung
von Handel und Dienstleistungen. Berlin 1996, S. 121-124.

fitieren. Umlandgemeinden auf der anderen
Seite können durch ein Zusammengehen mit
Kernstädten zusätzliche Ressourcen zur Flä-
chenerschließung aktivieren.

− Drittens können Kommunen durch „Kartellbil-
dung“ ein Flächenüberangebot und nachfolgen-
de Subventionswettläufe durch eine ruinöse
Bodenpreispolitik verhindern. Dies gilt auch in
Anbetracht bereits bestehender Überkapazitä-
ten: Interkommunale Zusammenarbeit kann
hier zu einer Besserstellung einer Gruppe von
Kommunen führen, wenn die am Markt ange-
botenen Flächen beschränkt werden – etwa in-
dem Gemeinden erschlossene Flächen für an-
dere Zwecke verwenden und sich dafür an Ko-
sten und Erträgen von Gewerbeflächen in
Nachbargemeinden beteiligen. Ein Subventions-
wettlauf läßt sich so allerdings nur vermeiden,

Tabelle 1:
Erschließung von Gewerbeflächen mit GA-Förderung 1990 bis 1995

Bundesland Ausgaben für
die Flächen-
erschließung
in 1.000 DM

Darunter:
Bewilligte
GA-Mittel

in 1.000 DM

Anteil
GA-Mittel
an Gesamt-
ausgaben

in vH

Anzahl
der

Förderfälle

Nachrichtlich:
Anteil Gewerbeflächen-

Förderung an GA-
Förderung für Infra-

struktur
in vH

Schleswig-Holstein 189.782 106.461 56,1 64 33,5

Niedersachsen 460.581 205.555 44,6 277 56,6

Bremen 87.352 68.200 78,1 20 57,1

Nordrhein-Westfalen 990.611 534.469 54,0 87 45,5

Hessen 51.565 29.691 57,6 36 56,1

Rheinland-Pfalz 124.150  42.827 34,5 46 81,3

Freistaat Bayern 162.657 67.071 41,2 98 37,6

Saarland 71.732 50.564 70,5 20 84,5

Berlin 1.057.677 946.720 89,5 25 47,1

Brandenburg 2.600.598 1.834.592 70,5 168 57,0

Mecklenburg-Vorpommern 1.530.760 915.931 59,8 198 32,5

Freistaat Sachsen 3.724.792 2.317.893 62,2 437 31,6

Sachsen-Anhalt 1.585.506  961.229 60,6 243 45,3

Freistaat Thüringen 2.098.809 1.239.793 59,1 310 72,2

Alte Länder 2.138.430 1.104.838 51,7  648 47,6

Neue Länder
(einschließlich Berlin) 12.598.142 8.216.158 65,2 1.381 42,7

BR Deutschland 14.736.572 9.320.996 63,3 2.029 43,3

Quelle: Bundesamt für Wirtschaft 1996, Berechnungen des IWH.
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wenn die ansiedlungswilligen Unternehmen
interregional immobil und damit auf die Region
als Standort angewiesen sind.
Volkswirtschaftlich wäre eine solche Kartell-

bildung keineswegs negativ zu beurteilen. Sub-
ventionen in der Ansiedlungskonkurrenz sind allo-
kationspolitisch nur dann unbedenklich, wenn die
konkurrierenden Gebiete optimal abgegrenzt sind.13

Dieses ist der Fall, wenn Ansiedlungssubventionen
nicht mit externen Effekten verbunden sind. Die
Subventionen können dann als Zahlungsbereitschaft
für das öffentliche Gut „wirtschaftliche Entwick-
lung“ interpretiert werden. Von einer optimalen
Gebietsabgrenzung kann jedoch in Ostdeutschland
nicht ausgegangen werden. Insbesondere der un-
günstige Gebietszuschnitt im Stadt-Umland-Be-
reich und die Vielzahl von Kleinstkommunen las-
sen externe Effekte in der Ansiedlungskonkurrenz
vermuten. Kommunale Zusammenarbeit ließe sich
daher gleichsam als Vorstufe einer effizienzorien-
tierten Gebietsreform verstehen.14

Kooperationsanreize sind entscheidend

Trotz guter Argumente für gemeinsame Indu-
strie- und Gewerbegebiete ist die Zahl von Koope-
rationsprojekten nach wie vor gering.15 Der größte
Teil dieser Projekte befindet sich zudem noch im
Aufbau. Vor diesem Hintergrund wird – insbeson-
dere von Befürwortern einer regionalisierten Wirt-
schaftspolitik – die Forderung nach einer besonde-
ren Förderung gemeinsamer Industrie- und Gewer-
begebiete erhoben.16

                                                     
13 Vgl. OATES, W. E.; SCHWAB, R. M.: Economic Compe-

tition among Jurisdictions: Efficiency enhancing or Distor-
tion inducing?, in: Journal of Public Economics, Vol. 35,
1988, S. 333-354.

14 Tatsächlich kann die Zusammenarbeit sogar zu einem Sin-
ken der Bodenpreise führen. Durch das Überangebot kom-
munaler Flächen verringert sich das Angebot an gleich-
wertigen Grundstücken auf dem freien Markt. Hierdurch
bilden sich gespaltene Bodenmärkte heraus, mit überhöhten
Grundstückspreisen bei privaten Veräußerungen und zu
niedrigen Preisen im staatlich beeinflußten Markt. Vgl.
ICKS, A., a.a.O., S. 15.

15 Krieger zählte 1994 lediglich 9 Kooperationsprojekte in
den neuen Ländern. Vgl. KRIEGER, F., a.a.O., S. 21. Nach
einer jüngeren, noch nicht veröffentlichten Umfrage der
Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Nordrhein-Westfalen
hat sich die Zahl knapp verdreifacht.

16 Vgl. bspw. BAEDEKER, H. J.: Strukturimpulse durch regio-
nale Zusammenarbeit, in: Institut für Landes- und Stadtent-
wicklungsforschung des Landes Nordrhein-Westfalen

Aus der geringen Zahl von Kooperationspro-
jekten läßt sich per se jedoch noch kein politischer
Handlungsbedarf ableiten. Wenn potentielle Ver-
handlungspartner sich durch Zusammenarbeit bes-
serstellen können, besteht grundsätzlich immer ein
Anreiz, eine Vereinbarung zum gegenseitigem Vor-
teil zu treffen. Daher kann die geringe Zahl von
Kooperationen ebensogut als Ausdruck eines un-
günstigen Kosten-Nutzen-Verhältnisses der Zusam-
menarbeit gelten.

Politischer Handlungsbedarf besteht allerdings
dann, wenn gesetzliche Rahmenbedingungen nega-
tive Anreize auf die zwischengemeindliche Zusam-
menarbeit ausüben. Hierdurch können sich die
Kooperationskosten erhöhen (oder die Nutzen ver-
ringern), so daß an sich sinnvolle Kooperations-
projekte nicht zustande kommen.

Dies ist im Zusammenhang mit gemeinsamen
Gewerbegebieten durch die Ausgestaltung des
Steuer- und Transfersystems der Fall. Zum einen
kann interkommunale Zusammenarbeit zu einem
Verlust kommunaler Einnahmeautonomie führen,
zum anderen werden Kooperationsprojekte – unter
bestimmten Bedingungen – durch die länderspezi-
fische Ausgestaltung des kommunalen Finanzaus-
gleichs behindert.

Autonomieverlust durch Steuerharmonisierung

Ein Verlust fiskalischer Autonomie ergibt sich
im Zusammenhang mit gemeinsamen Industrie-
und Gewerbegebieten immer dann, wenn diese sich
über die Gemarkung verschiedener Kommunen er-
strecken. Ein Kooperationsprojekt verlangt in die-
sem Fall die Harmonisierung der Realsteuerhebe-
sätze, andernfalls müßten in einem gemeinsamen
Gewerbegebiet unterschiedliche Hebesätze ange-
wendet werden.

Angesichts der ohnehin geringen kommunalen
Einnahmeautonomie stellt eine erforderliche Steu-
erharmonisierung ein starkes Kooperationshemm-
nis dar. Besonders prekär ist der Autonomieverlust
im Zusammenhang mit Stadt-Umland-Kooperatio-
nen. Während bei gleichartigen Kommunen die
Hebesätze normalerweise nicht allzusehr differie-
ren, besteht zwischen Stadt und Umland in der Re-

                                                     
(Hrsg.), a.a.O., S. 11. – ISW, a.a.O., S. 127 und EICHE-
NER, V.: Das „Management von Figurationen“ im Bereich
regionaler Wirtschafts- und Technikförderung, in: Lange,
E.(Hrsg.): Der Wandel der Wirtschaft. Berlin 1994, S. 368 f.
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gel ein erhebliches Hebesatzgefälle. Läßt sich eine
Umlandgemeinde auf die Betreibung eines ge-
meinsamen Gewerbegebietes ein, wird eine Har-
monisierung wohl nur auf dem Hebesatzniveau der
Stadt stattfinden können; denn eine Großstadt wird
ihre Hebesätze kaum auf das Umlandniveau sen-
ken, um ein zusätzliches Gewerbegebiet zu erschlie-
ßen. Der Umlandgemeinde ginge so ein wichtiger
Vorteil im Wettbewerb mit der Stadt verloren.

Das Problem ließe sich jedoch lösen, indem den
Kommunen das Recht eingeräumt würde, in einem
gemeinsamen Gewerbegebiet einen anderen Hebe-
satz anzuwenden als im übrigen Gemeindegebiet.
Steuersystematisch ließe sich dieses damit begrün-
den, daß das gemeinsame Gewerbegebiet von einer
„funktionalen Föderationen“ betrieben wird, der
als Zusammenschluß von Gebietskörperschaften
eine eigene Qualität zukommt.

Negative Anreizeffekte des Kommunalen Finanz-
ausgleichs

Neben einem Verlust fiskalischer Autonomie
können die Auswirkungen einer Kooperation auf
den Kommunalen Finanzausgleich (KFA) ein Ko-
operationshemmnis darstellen. Im KFA werden un-
gebundene Transfers (Schlüsselzuweisungen) in
Abhängigkeit von der Differenz zwischen Steuer-
kraft und Finanzbedarf verteilt. In einigen Ländern
wird hierbei interkommunale Zusammenarbeit nicht
berücksichtigt.17 Hierdurch wird für eine Kom-
mune, die aufgrund einer Kooperationsvereinba-
rung verpflichtet ist, einen Teil des in einem ge-
meinsamen Gewerbegebiet erzielten Steueraufkom-
mens an die Kooperationspartner abzutreten, eine
überhöhte Steuerkraft angezeigt, da ihr das ge-
samte auf ihrem Gebiet vereinnahmte Steuerauf-
kommen zugerechnet wird. In der Folge werden
Schlüsselzuweisungen aus dem KFA unverhält-
nismäßig stark reduziert.18

Auch dieses Problem ist insbesondere für Stadt-
Umland-Kooperationen relevant, da hier der Unter-
schied zwischen dem in einer Umlandgemeinde
ver-einnahmten und tatsächlich verbleibendem

                                                     
17 Sachsen-Anhalt, Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern.
18 Vgl. auch UNKRÜER, M.: Verteilung des Gewerbesteuer-

aufkommens bei interkommunaler Zusammenarbeit unter
Berücksichtigung des nordrhein-westfälischen Finanzaus-
gleichs. Unveröffentlichte Stellungnahme der Bezirksregie-
rung Arnsberg, 1993.

Steueraufkommen in der Regel besonders groß sein
dürfte.

Tabelle 2 zeigt zur Verdeutlichung das Ergeb-
nis einer Beispielrechnung für eine Stadt-Umland-
Kooperation zwischen der Stadt Halle (290.051
EW, 134 qkm Fläche) und der Saalkreisgemeinde
Queis (793 EW, 14 qkm Fläche).19

Von beiden Kommunen wird seit 1993 ein In-
dustriegebiet gemeinsam entwickelt, wobei zu-
nächst 40 ha Industriefläche auf der Gemarkung
Queis erschlossen werden. Die Erschließungsko-
sten und das Steueraufkommen werden laut Ko-
operationsvertrag im Verhältnis 72 vH (Halle) und
28 vH (Queis) aufgeteilt. Die Gemeinde Queis
muß also 72vH des auf ihrem Gebiet
vereinnahmten Steueraufkommens an die Stadt
Halle abführen, sofern es aus dem gemeinsamen
Industriegebiet stammt.

Tabelle 2:
Effekte einer Stadt-Umland-Kooperation im KFA

Halle Queis

Fläche qkm 134 14
Einwohner 290.051 793

Status quoa

Grundsteuer B in DM 21.790.092 100.989

Gewerbesteuer in DM 67.648.408 0

Schlüsselzuweisungen
in DM 416.014.534 515.810

Zusätzliches Steueraufkommen, Aufteilung 72:28

Insgesamt in DM 877.605 341.290

Grundsteuer B in DM 311.469 121.126

Gewerbesteuer in DM 566.136 220.164

Aufteilung des Steueraufkommens wird nicht im KFA
berücksichtigtb

+/- Schlüsselzuweisungen
in DM 0 -515.810

Fiskalischer Gewinn/Verlust
in DM 877.605 - 174.520

Aufteilung des Steueraufkommens wird im KFA
berücksichtigtc

+/- Schlüsselzuweisungen
in DM -293.157 -208.935

Fiskalischer Gewinn/Verlust
in DM 584.448 132.355

                                                     
19 Die Rechnung wurde mit Hilfe einer vom Innenministe-

rium des Landes Sachsen-Anhalt zur Verfügung gestellten
Datei durchgeführt, die den Finanzausgleich des Landes
Sachsen-Anhalt für das Jahr 1996 abbildet.
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a Der Status quo bezieht sich auf das für den Finanzausgleich 1996
relevante Jahr 1994. Das angenommene zusätzliche
Steueraufkommen wird erst mit einer Verzögerung von zwei Jahren
Finanzausgleichswirksam. – b Queis wird das gesamte
Steueraufkommen von 1.218.895 DM zugerechnet. – c Zurechnung
des Steueraufkommens gemäß vereinbarter Aufteilung.
Quelle: Berechnungen des IWH auf Basis des KFA 1996 des

Landes Sachsen-Anhalt.

Für die Beispielrechnung wurde angenommen,
daß das Steueraufkommen der Gewerbesteuer und
Grundsteuer B, welches auf der neuen Gewerbe-
fläche pro ha vereinnahmt werden wird, dem durch-
schnittlichen Steueraufkommen pro ha ausgela-
steter Gewerbefläche im Saalkreis entspricht. Wei-
ter wurde unterstellt, daß sich aufgrund der zusätz-
lichen Industriefläche das Steueraufkommen der
Nachbargemeinden nicht verringert, durch die Ko-
operation also ein Entwicklungsengpaß beseitigt
wird.

Unter diesen Annahmen würde – bei voller
Auslastung der Gewerbefläche – nach dem Be-
rechnungsmodus des KFA in Sachsen-Anhalt die
Umlandgemeinde ihre gesamten Schlüsselzuwei-
sungen in Höhe von 515.810 DM verlieren. Sal-
diert man den Verlust an Schlüsselzuweisungen
mit dem zusätzlichen Steueraufkommen, ergibt
sich ein fiskalisches Defizit von 174.520 DM (pro
Kopf 220 DM) bei der Umlandgemeinde.20 Dieses
Ergebnis bedeutet nicht, daß die Kooperation für
die Umlandgemeinde – z.B. wegen mittelbarer Ef-
fekte – nicht trotzdem lohnenswert sein kann. Es
zeigt jedoch, daß durch die Ausgestaltung des
KFA unnötige Kooperationsbarrieren bestehen.

Würde dagegen die Aufteilung des Steuerauf-
kommens vorab im Finanzausgleich berücksich-
tigt, ergäbe sich ein fiskalischer Gewinn von
132.355 DM für die Umlandgemeinde und von
584.448 DM für die Stadt. Der gesamte fiskalische
Kooperationsgewinn läge mit rund 716.803 DM
oberhalb desjenigen, der sich bei Nicht-Berück-
sichtigung im KFA ergibt.21 Es ist daher für die
Kommunen nicht möglich, die Finanzausgleich-
verluste durch interne Seitenzahlungen zu korrigie-
ren – zumal dies einen von der Kostenaufteilung

                                                     
20 Die Schlüsselzuweisungen für die Stadt werden nicht be-

einflußt, da in Sachsen-Anhalt für kreisfreien und kreisan-
gehörigen Raum vorab unterschiedliche Schlüsselmassen
definiert werden.

21 Trotz der hier recht geringen Differenz von rund 14.000 DM
zeigen Alternativrechnungen, daß der Unterschied bei an-
deren Ausgangsdaten erheblich größer werden kann.

abweichenden Aufteilungsmodus für die Erträge
notwendig machen würde.22

Ursache für diese Differenz ist, daß die Koope-
rationsnutzen bei Nicht-Berücksichtigung im KFA
nicht internalisiert sind. Auf diese Weise profitie-
ren auch andere Kommunen von der zu hoch aus-
gewiesenen Steuerkraft der Umlandgemeinde. Die-
ses Ergebnis gilt allerdings nur, wenn die Umland-
gemeinde im Status quo nicht so reich gewesen ist,
daß sie aufgrund ihrer hohen Steuerkraft oder ihres
niedrigen Finanzbedarfs keine Schlüsselzuweisun-
gen erhielt.23

Der Kommunale Finanzausgleich stellt damit
ein institutionelles Kooperationshemmniss dar,
wenn die Kommune, auf deren Gebiet das Gewer-
begebiet liegt, im Status quo Schlüsselzuweisun-
gen erhält und die Aufteilung des Steueraufkom-
mens durch das Finanzausgleichsgesetz nicht be-
rücksichtigt wird. Den Ländern, die interkommu-
nale Zusammenarbeit im Finanzausgleich bisher
nicht beachten, wird daher an dieser Stelle emp-
fohlen, entsprechende Klauseln in die Gesetze zum
Kommunalen Finanzausgleich einzuführen.

Sind durch gesetzliche Rahmenbedingungen
entstehende Kooperationsbarrieren beseitigt, kann
die Entscheidung Kooperation „Ja“ oder „Nein“
den Kommunen selbst überlassen bleiben. Weite-
rer Handlungsbedarf – etwa in Form spezieller
Förderung von Kooperationsprojekten – ließe sich
allenfalls dann begründen, wenn in der Praxis vor
allem nicht-fiskalische Kooperationsbarrieren, wie
persönliche Antipathien oder historisch gewach-
sene Eifersüchteleien, eine Rolle spielen. In die-
sem Fall jedoch wird das Instrument „Interkom-
munale Zusammenarbeit“ langfristig weitere Ge-
bietsreformen nicht ersetzen können.

                                                     
22 Die Beispielrechnung macht nebenbei deutlich, wie stark

die Nivellierungseffekte des Kommunalen Finanzaus-
gleichs sind. Im hier betrachteten Bundesland Sachsen-An-
halt wird 59 vH des zusätzlichen Steueraufkommens durch
einen Rückgang an Schlüsselzuweisungen aufgezehrt. In
anderen Bundesländern sind die Nivellierungstendenzen
aufgrund höherer Ausgleichssätze zwischen Finanzkraft
und Finanzbedarf z.T. noch höher.

23 Allerdings dürfte der Fall unwahrscheinlich sein, daß eine
reiche, abundante Umlandkommune mit der Stadt in der
Gewerbeflächenpolitik kooperiert. Abundante Kommunen
haben im Verhältnis zu anderen Gemeinden gut ausgela-
stete Gewerbeflächen und verfügen so über genügend Fi-
nanzkraft für eine autonome Gewerbeflächenpolitik.


